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Jung: Bundesregierung will nun Entwidmungen von Bahnflächen für den
Wohnungsbau wieder möglich machen

Gegensatz zu Grünen und dem früheren Bundesminister Cem Özdemir.

Seit gestern wird im Bundestag der Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen diskutiert, der die Regelung
zur Freistellung eines Grundstückes vom Bahnbetriebszweck in Paragraf 23 Allgemeines
Eisenbahngesetz (AEG) erneut ändern will.

Dazu sagt der verkehrspolitische Sprecher der FDP/DVP-Fraktion, Dr. Christian Jung:

„Für Baden-Württemberg ist es sehr positiv, dass in Zukunft wieder frühere Bahnflächen entwidmet und
der Wohnbebauung zugeführt werden können. Dies hatten im vergangenen Jahr noch die Grünen und der
frühere Bundesminister Cem Özdemir mit verschiedenen Tricks verhindert.

Ende 2023 war § 23 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes (AEG) geändert worden. Seitdem war eine
Entwidmung von Bahnflächen - also die Freistellung von Bahnbetriebszwecken und die Nutzung für
andere Zwecke - nur noch möglich, wenn ein ‚überragendes öffentliches Interesse‘ vorliegt. Der
Bahnbetriebszweck selbst galt dabei als überragendes öffentliches Interesse, sodass bei jedem Antrag
eine Abwägung zwischen dem Interesse am Erhalt der Bahninfrastruktur und dem Interesse an der
Freistellung erfolgen musste. Diese Regelungen, die in Baden-Württemberg nicht nur Stuttgart sondern
ebenso weitere Kommunen wie Nürtingen oder Ulm betreffen und die Schaffung von Wohnraum
verhindert hätten, sollen nun nach dem Willen der Bundesregierung und der sie tragenden Parteien
CDU/CSU und SPD rückgängig gemacht werden. Dies begrüßen wir als FDP-Landtagsfraktion Baden-
Württemberg ausdrücklich.

Die bisherigen Regelungen sind zu restriktiv, da sie nicht nur im Südwesten zahlreiche
Stadtentwicklungsprojekte, insbesondere im Wohnungsbau, blockieren. Kommunen und Eigentümer
beklagen, dass Flächen nicht genutzt werden können, obwohl kein Verkehrsbedürfnis mehr besteht und
auch langfristig keine Nutzung für den Bahnbetrieb zu erwarten ist. Die bisherige strikte Vorrangstellung
des Bahnbetriebszwecks wird damit dankenswerterweise relativiert. Die Grünen in Land und Bund hatten
mit Unterstützung von Cem Özdemir dagegen vor allem im Jahr 2024 massiv Widerstand geleistet, was
ich persönlich nie verstanden habe, aber auch einiges über deren Regierungsfähigkeit in der Zukunft
aussagt.“


